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Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Mitglieder, 

es ist schon erstaunlich und sehr ärgerlich, wie hartleibig sich der GKV-Spitzenverband in den Verhandlungen 

über die SPV-Pauschale zeigt. Verhandlungen werden in die Länge gezogen, Kostensteigerungen in unseren 

Praxen werden ignoriert und es wird in Kauf genommen, dass wir unsere Leistungen immer weiter abschmelzen 

müssen. Das, was wir in der SPV-Evaluation als unsere Qualität zeigen konnten, scheint von den gesetzlichen 

Krankenkassen nicht wirklich wertgeschätzt zu werden. Anders kann man die jetzige Situation wohl kaum deuten. 

Die Verhandlungen zwischen KBV und GKV-Spitzenverband sind an einem Punkt angekommen, an dem weitere 

Verhandlungslösungen zwischen den beiden Verhandlungspartnern wohl keinen Sinn mehr machen. Zu weit 

liegen die Vorstellungen von KBV und GKV-SV auseinander. So ist es nur folgerichtig, dass die KBV jetzt das 

Schiedsamt anruft, um auf dieser Ebene zu einer Klärung zu kommen. Lesen Sie dazu unter: 

http://www.kbv.de/html/1150_33118.php die Pressemitteilung der KBV aus der vergangenen Woche. 

Die KBV spricht davon, dass es seit der Einführung der Pauschale im Jahr 2009 keine Erhöhung gegeben habe. 

Dies ist auch der Sprachgebrauch auf Seiten des GKV-Spitzenverbands. 2009 war die Sozialpsychiatrie-

Vereinbarung in den Bundesmantelvertrag mit aufgenommen worden und ist seitdem ein fester Bestandteil der 

kollektivvertraglichen Versorgungsstrukturen, insofern spricht die KBV von diesem Datum zu Recht als 

Einführungsdatum der jetzigen Vereinbarung. Tatsächlich ist es aber, wie wir wissen, noch viel schlimmer: Seit 

1994 ist die Pauschale nie angepasst worden.  

Die jetzt von der KBV geforderte Erhöhung um 30,5% entspräche einem zusätzlichen Finanzierungsbedarf von 

ca. 37 Millionen Euro, der sich seit 2009 ergeben hat. Eine solche Erhöhung würde sicherstellen, dass unsere, 

übrigens auch vom GKV-Spitzenverband sehr positiv bewertete Versorgungsstruktur auch zukünftig auf dem 

bekannt hohen Qualitätsniveau fortgeführt werden kann.  

Es ist ganz unverständlich, warum sich der GKV-Spitzenverband hier so hartnäckig weigert, ein akzeptables 

Angebot vorzulegen. Muss man dies so deuten, dass den gesetzlichen Krankenkassen trotz aller 

anderslautender  Beteuerungen die Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit psychischen Erkrankungen 

nur wenig wert ist? Soll zukünftig die Versorgung vor allem über Richtlinienpsychotherapie erfolgen? Das würde 

unseren Patienten nicht gerecht, Sie alle wissen das nur zu gut. 

Wir werden uns im Vorstand intensiv weiter mit dem Thema befassen, auch, wenn das nicht immer laut 

stattfinden wird. Wir dürfen gespannt sein, wie das Schiedsamt jetzt entscheiden wird. Eine wirklich zuverlässige 

Einschätzung scheint kaum möglich. Wir sollten die Zeit der Entscheidungsfindung nutzen, um erneut auf unsere 

Situation aufmerksam zu machen. Sprechen Sie in Ihrem beruflichen Umfeld über die Situation, gehen Sie auf 

Ihre lokalen Krankenkassen zu, sprechen Sie mit Politikern, lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass wir 

endlich wieder eine angemessene Vergütung der sozialpsychiatrischen Arbeit bekommen und wir auch zukünftig 

unsere hohe Qualität anbieten können. 

Viele Grüße, 

Gundolf Berg 

http://www.kbv.de/html/1150_33118.php

